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Berichte
Wissenschaftliche Konferenz 
über Lenins Staatskonzeption 
und ihre Anwendung in der DDR
Prof. Dr. sc. ROLF STEDING,
Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR

Die Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR 
führte am 23. September 1987 gemeinsam mit dem Rat für 
staats- und rechtswissenschaftliche Forschung bei der Aka
demie der Wissenschaften der DDR eine wissenschaftliche 
Konferenz zum Thema „Die aktuelle Bedeutung der Lenin
schen Konzeption des sozialistischen Staates bei der weiteren 
Gestaltung der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in 
der DDR“ durch. Anlaß der Konferenz war der 70. Jahrestag 
der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution. Um über das 
staats- und rechtstheoretische Erbe der Oktoberrevolution und 
dessen konstruktive Nutzung in der sozialistischen Staatspra
xis der DDR sowie darüber zu beraten, welche künftigen Auf
gaben sich bei der schöpferischen Anwendung der Leninschen 
Staatskonzeption für die Staats- und Rechtswissenschaft er
geben, versammelten sich in Potsdam-Babelsberg mehr als 
150 Staats- und Rechtswissenschaftier, leitende Staatsprakti
ker und Vertreter zentraler Partei- und Staatsorgane, unter 
ihnen Dr. Klaus Sorgenicht, Mitglied des Staatsrates der DDR 
und Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen beim Zen
tralkomitee der SED, Prof. Dr. Dr. h. c. Hilde Benjamin, Mit
glied des Zentralkomitees der SED und Leiter des Lehrstuhls 
„Geschichte der Rechtspflege der DDR“ an der ASR, sowie 
Dr. Siegfried Wittenbeck, Stellvertreter des Ministers der Ju
stiz.

Im Hauptreferat der Konferenz ging Prof. Dr. Horst 
S t e e g e r , Rektor der Akademie für Staats- und Rechtswis
senschaft der DDR, davon aus, daß die Staatsfrage im theore
tischen und praktischen Wirken Lenins eine außerordentlich 
bedeutsame Rolle spielte. Vor allem in den Werken „Staat 
und Revolution“, „Die proletarische Revolution und der Re
negat Kautsky“ sowie „Über den Staat“, aber a,uch in weite
ren zahlreichen Reden und Aufsätzen habe Lenin einen ent
scheidenden Beitrag zur Beantwortung der Staatsfrage im So
zialismus geleistet, wobei sein Verdienst vornehmlich darin 
besteht, daß er die marxistischen Grundpositionen zum Staat 
von zahlreichen Verfälschungen, denen sie besonders in der 
Periode der II. Internationale ausgesetzt waren, reinigte, im 
umfassenden Sinne erstmals mit Erfolg praktisch anwandte 
und schließlich um fundamentale Erkenntnisse und Erfahrun
gen selbst bereicherte. Die Aussagen Lenins zur Staatsfrage 
haben heute — so wies der Referent nach — keineswegs an 
Aktualität eingebüßt. Ebenso wie in den anderen sozialisti
schen Staaten werden sie auch in der DDR nach wie vor 
schöpferisch angewandt. Obgleich die Oktoberrevolution be
reits sieben Dezennien zurückliegt, bleibe ihr Staatskonzept 
auch künftig Maßstab für Theorie und Praxis.

Ausgehend von diesen Prämissen wies Steeger nach, daß 
und wie sich die SED in der Staatsfrage stets an der Lenin
schen Staatskonzeption orientiert und durch intensive theore
tische Arbeit nicht nur deren schöpferische Anwendung be
werkstelligt, sondern auch zu ihrer Bereicherung beiträgt. 
Bezugnehmend auf die im Parteiprogramm der SED begrün
dete und durch den XI. Parteitag präzisierte Position zur 
Staatsfrage,, demonstrierte Steeger vor allem an der Stellung 
des Staates im politischen System unserer. Gesellschaft, an 
der Rolle des Staates bei der Verwirklichung der ökonomi
schen Strategie der SED unter den Bedingungen der wissen
schaftlich-technischen Revolution sowie am Verhältnis des 
Bürgers zum sozialistischen Staat, daß die Leninsche Staats
konzeption in der DDR konsequent und ohne jeden Schematis
mus angewandt wird, daß die Partei der Arbeiterklasse aber 
auch in der Staatsfrage immer wieder ihre Fähigkeit unter 
Beweis stellt, neue Antworten auf heränreifende Fragen zu 
geben.

Die programmatische Position der SED in der Staatsfrage 
basiert — wie Steeger nachwies — im Kern auf drei theoreti
schen Grundaussagen:

erstens — was den Begriff des Staates betrifft — darauf, 
daß der sozialistische Staat in der DDR auch künftig eine 
Form der Diktatur des Proletariats ist, die jedoch Interessen
vertreterin des ganzen Volkes ist;

zweitens — was die Rolle des Staates betrifft — darauf, 
daß der sozialistische Staat in der DDR, fest eingebunden in 
das politische System, Hauptinstrument zur Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft ist;

drittens — was die Häuptrichtung der Entwicklung des 
Staates betrifft — darauf, daß die Staatsentwicklung in der 
DDR durch die weitere Entfaltung und Vervollkommnung der 
sozialistischen Demokratie bestimmt und geprägt wird.

Dieses Staatsverständnis geht erkennbar auf jene Staats
konzeption zurück, die Lenin vor allem für die Entwicklung 
nach der sozialistischen Revolution auf die Höhe der Anfor
derungen der neuen Gesellschaftsformation gebracht hat. Sie 
trägt aber zugleich in hohem Maße jener grundlegenden Ten
denz sozialistischer Staatsentwicklung Rechnung, die in der 
immer engeren Verbindung des Staates mit den Bürgern, in 
der umfassenden Entfaltung ihrer aktiven Mitwirkung an der 
staatlichen Machtausübung, in einem neuen Verhältnis von 
Individuum und Staatsgewalt zum Ausdruck kommt.

An diese grundlegende Tendenz knüpfte Akademiemitglied 
Prof. Dr. Wolfgang W e i c h e l t ,  Vorsitzender des Rates für 
staats- und rechtswissenschaftliche Forschung und Direktor 
des Instituts für Theorie des Staates und des Rechts der Aka
demie der Wissenschaften der DDR, an. In seinem Referat 
zum Thema „Oktoberrevolution und sozialistische Demokra
tie“ wandte er sich im wesentlichen zwei Fragen zu: dem 
Nachweis der'Tatsache, daß mit der Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution und der Bildung des Sowjetstaates die Ge
burtsstunde der sozialistischen Demokratie schlug, sowie der 
Veranschaulichung dessen, daß die fortwährende Vervoll
kommnung dieser Demokratie Bedingung für die Verwirkli
chung der sozialökonomischen Zielsetzung der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten ist. Dabei trat er zugleich einen in der 
Gegenwart und Zukunft besonders bedeutsamen Nachweis 
an: Da'die Menschenrechte sowohl in politischer als auch in 
sozialer Hinsicht vor allem durch die Verwirklichung der 
Volkssouveränität realisiert werden, ist die entscheidende po
litische Form ihrer Realisierung die sozialistische Demokratie, 
die mit einem wirksamen System der Einbeziehung der Mas
sen Tn die Entscheidungsvorbereitung und -durehführung so
wie mit der zuverlässigen Gewährleistung der verfassungs
mäßigen Grundrechte der Bürger und der Wahrnehmung ih
rer staatsbürgerlichen Pflichten verbunden ist.

Prof. Dr. Michael B e n j a m i n ,  Prorektor der Akademie 
für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR, würdigte im 
dritten Konferenzreferat die historische Bedeutung von Le
nins „Staat und Revolution“. Dabei widmete er seine Auf- 

- merksamkeit drei wichtigen Aspekten, in denen vor allem 
die Aktualität dieses Werkes deutlich wird:

erstens der von Lenin angewandten wissenschaftlichen 
Methode, der konsequent verwirklichten Einheit von Theorie 
und Praxis, Ideologie und Politik, einem Herangehen, das auf 
konkret-historischer Analyse beruht und unmittelbar für die 
revolutionäre Praxis fruchtbar war;

zweitens dem Nachweis, daß Lenin in dieser Arbeit das 
Staatsmodell der Pariser Kommune in entscheidender Weise 
bereicherte und zum Sowjetmodell fortentwickelte, in dessen 
Zentrum in Gestalt der Sowjets neue, sozialistische Vertre
tungskörperschaften stehen;

drittens den Empfehlungen und Lehren, die Lenin über 
die Verwirklichungsformen sozialistischer Staatlichkeit — der 
staatlichen Machtausübung und der staatlichen Leitung der 
gesellschaftlichen Entwicklung — niedergeschrieben hat.

Damit wies Michael Benjamin nach, daß die Arbeit „Staat 
und Revolution“, die Lenin — wissend, daß eine proletari
sche Staatstheorie für die erfolgreiche Durchführung der so
zialistischen Revolution unentbehrlich ist — unmittelbar in 
Vorbereitung auf die Oktoberrevolution geschrieben hatte, 
auch für uns heute eine unverzichtbares Lehrbuch zum so
zialistischen Staat ist.

Die Diskussion auf der Konferenz eröffnete Prof. Dr. Horst 
К 1 e 11, Institut für Internationale Beziehungen der ASR. Er 
wertete das Leninsche Dekret über den Frieden als Geburts
urkunde der Friederisstrategie der UdSSR und wies nach, daß 
die neuerlichen Friedensinitiativen des Sozialismus Ausdruck 
sowohl der Kontinuität in dieser Frage als auch des neuen 
Handelns in der Friedenspolitik der UdSSR und der mit ihr 
verbündeten sozialistischen Staaten sind. Akademiemitglied 
Prof. Dr. Dr. h. c. Eberhard P о p'p e , Martin-Luther-Univer- 
sität Halle-Wittenberg, widmete seinen Diskussionsbeitrag 
den Menschenrechten. Er legte dar, daß die Oktoberrevolution


